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CDU und Grüne lehnen Haushalt  
des eigenen Bürgermeisters ab  
und gefährden die Zukunft der Stadt Sprockhövel

Eine folgenschwere und 
politisch durchaus bemer-
kenswerte Haltung, die die 
Sprockhöveler CDU und 
Bündnis90/Die Grünen in 
der Ratssitzung am 22. No-
vember 2018 an den Tag 
gelegt haben. Die Piraten/
MiS waren gar nicht erst 
gekommen.

Keine Schulden 
für 2019 geplant

Bürgermeister Ulli Win-
kelmann und der Beigeord-
nete und Kämmerer Volker 
Hoven legten dem Rat der 
Stadt in seiner Sitzung vom 
22.11.2018 einen genehmi-
gungsfähigen, ausgegliche-
nen Haushaltsplan für das 
Jahr 2019 vor, der keine 
neuen Schulden und keine 
Steuererhöhungen vorsieht. 
Gleichzeitig sieht der Haus-
halt 2019 bedeutende Inves-
titionsprojekte, wie Neubau 
Feuerwehr, Neubau Bauhof, 
Handlungskonzept Haßling-
hausen, Ankauf  neuer Ge-
werbegrundstücke, um nur 
einige zu nennen, vor.

Alle Vorgaben für 
Stärkungspakt 
erfüllt

 Alle Vorgaben des Stär-
kungspaktes wurden erfüllt, 
eine durchaus respektable 
Leistung der Verwaltung. 
Selbst die schwierige Perso-
nalkostenentwicklung wurde 
gelöst.

Wäre der Haushalt nicht 

mit den Stimmen der SPD, 
FDP und WFS sowie des 
Bürgermeisters mehrheitlich 
verabschiedet worden, hätte 
das eine Katastrophe für die 
Stadt Sprockhövel bedeutet.

Eigenem 
Bürgermeister 
das Vertrauen 
entzogen

Dem eigenen Bürgermeis-
ter öffentlich das Vertrauen 
zu entziehen ist eine Sache, 
die Folgen für die Stadt und 
jeden einzelnen Bürger ab-
sichtlich in Kauf  zu neh-
men ist die Andere und in 
höchstem Maße unverant-
wortlich. Nicht einen Än-
derungsantrag hat die CDU 
eingebracht – also somit 
unbegründet abgelehnt.

Was hätte ein abgelehnter 
Haushalt aber für unsere 
Stadt letztlich bedeutet: 
Wäre der Haushalt nicht 
beschlossen worden, hätte 
sich Sprockhövel in der vor-

läufigen Haushaltsführung, 
auch Nothaushalt genannt 
(§ 82 GO NRW) befun-
den. In der Folge hätten 
alle freiwilligen Leistungen 
der Stadt eingestellt werden 
müssen (Freibad, Bücherei, 
Musikschule, Zuschüsse an 
Vereine und Marketing Ver-
ein etc.), man stelle sich das 
mal vor.

Was viel schlimmer wiegt, 
die Stadt hätte die Vorgaben 
des Stärkungspaktgesetzes, 
aus der sie Millionensum-
men zur Haushaltssanierung 
erhalten hat, nicht einhalten 
können. Hierzu hat sich der 
Rat der Stadt aber selber ver-
pflichtet. Eine folgenschwe-
re Situation, die zu ernsten 
Konsequenzen geführt hät-
te, wäre die unabwendbare 
Folge gewesen. 

Was 
bedeutet der 
Stärkungspakt 
für Sprockhövel?

Die Stadt Sprock-
hövel ist durch 

das Stärkungspakt-
gesetz verpflichtet, 
der Bezirksregierung 
Arnsberg einen aus-
geglichenen Haushalt 
vorzulegen. Tut sie 
das nicht, würde infol-
ge ein Sparkommissar 
der Bezirksregierung 
über die Geschicke der 
Stadt Sprockhövel ent-
scheiden. 

Der Rat der Stadt 
hätte keine Ent-

scheidungsbefugnis 
mehr. Auch die Steuer-
hebesätze wären dann 
im Zweifel fremdbe-
stimmt – der Stadtrat 
ohne Einfluss.

Das Verhalten von CDU 
und Bündnis90/Grünen ist 
im Ergebnis ein gefährli-
ches  politisches Geplänkel, 
was möglicherweise darauf  
abzielt, die hervorragende Ar-
beit des SPD-Kämmerers und 
seines Teams zu schmälern – 
auf  Kosten aller Bürgerinnen 
und Bürger und des eigenen 
Bürgermeisters.
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